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Kleine Anfrage 

der Abgeordneten Strauß, Leicht, Höcherl, 
Dr. Althammer und der Fraktion der CDU/CSU 


betr. Haushaltslage des Bundes 


Der Präsident des Deutschen Städtetages hat am 10. Januar 1972 
die „akute Finanzkrise" der Städte und Gemeinden beklagt, 
die nach seiner Meinung nur zwei Alternativen biete: nämlich 
weitere massive Steuererhöhungen oder Verzicht auf öffent- 
liche Leistungen und Reformen. Die Finanzlage der übrigen 
Gebietskörperschaften, vor allem auch die des Bundes, ist nicht 
weniger besorgniserregend. Das hat bereits der frühere Bundes- 
finanzminister Möller mit seinem Rücktritt im Mai 1971 deut- 
lich zum Ausdruck gebracht. 

Wir fragen die Bundesregierung: 

1. Welche Mehrbelastungen gegenüber den Ansätzen des 
Regierungsentwurfs des Kernhaushaltes des Bundes für das 
Rechnungsjahr 1972 sind aus heutiger Sicht bei wirklich- 
keitsgerechter Betrachtung zu erwarten (Einzelposten - bei 
noch nicht hinreichend bezifferbaren Beträgen ggf. Größen- 
ordnung mit Von/bis-Beträgen - und Gesamtbeträge auf der 
Ausgaben- und Einnahmeseite)? 

2. Inwieweit muß der Eventualhaushalt 1972 bereits zur Er- 
füllung erteilter Zusagen - namentlich im Rahmen des neuen 
Devisenhilfeabkommens USA - in Anspruch genommen 
werden? 

3. Wie hoch schätzt die Bundesregierung aus heutiger Sicht die 
notwendigen Kreditaufnahmen des Bundes (netto einschließ- 
lich Münzgewinn) im Rechnungsjahr 1972, wenn man die 
voraussichtlichen Mehrbelastungen nach Fragen 1 und 2 
einbezieht und dabei auch berücksichtigt (die nachstehende 
Aufstellung erhebt keinen Anspruch auf Vollständigkeit) 

— die sogenannte globale Minderausgabe von 1,2 Mrd. DM, 
zu deren Erwirtschaftung die Bundesregierung, entgegen 
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früheren Ankündigungen, keinen Deckungsvorschlag 
gemacht hat, 

— die Ausgaben für die Verbesserung der Bezüge im öffent- 
lichen Dienst bei entsprechender Anwendung der tarif- 
vertraglich vereinbarten Regelungen auch für Beamte 
(lineare Verbesserung um im Durchschnitt knapp 6 v. H.), 

— die Auswirkungen des in Aussicht genommenen Kom- 
promisses über die Anteile von Bund und Ländern an 
der Umsatzsteuer (einschl. vorgesehener Ergänzungs- 
zuweisungen), 

— die voraussichtlichen Steuerausfälle entsprechend der 
Neubeurteilung der konjunkturellen Entwicklung. 

4. Besitzt die Bundesregierung eine Gesamtübersicht über die 
Auswirkungen oder möglichen Auswirkungen der sich hier- 
aus ergebenden und der sonstigen, aus heutiger Sicht als 
zwangsläufig angesehenen Mehrbelastungen (z. B, aufgrund 
des Rentenreformgesetzes) gegenüber dem geltenden 
Finanzplan für die Jahre 1973 bis 1975? 

Wenn ja: Ist die Bundesregierung bereit, diese Übersicht 
dem Bundestag als Unterlage für die Haushaltsberatungen 
und für die Beratungen der anstehenden finanzwirksamen 
Gesetze zuzuleiten? 


Bonn, den 14. Januar 1972 


Strauß 
Leicht 
Höcherl 
Dr. Althammer 

Dr, Barzel, Stücklen und Fraktion 
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